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Die Evolution indigener Politik in Bolivien 
 
 
Die neoliberalen ökonomischen Reformen, die in Lateinamerika eingeführt 
wurden, haben die politische Landschaft dort fundamental verändert. Das 
weitgehende Verschwinden eines auf Klassenstrukturen basierenden, kollekti-
ven Handelns und die Krise der traditionellen Linken in Lateinamerika haben 
im Raum der öffentlichen Repräsentation eine Leerstelle hinterlassen. Es wur-
de argumentiert, dass eine heterogene und informelle Arbeitskraft die organi-
sierte Arbeiterbewegung geschwächt und die Fähigkeit zur kollektiven Interes-
senvertretung reduziert habe (vgl. Bano 1993; Murillo 2001; Oxhorn/Duca-
tenzeiler 1999; Roberts 1996). Allerdings deutet sich in der neuerdings erfolg-
ten Politisierung ethnischer Spaltungen die Möglichkeit von neuen Formen 
kollektiven Handelns an, die entlang politischer und ökonomischer Exklusion 
organisiert sind. Insbesondere die indigene Bewegung Boliviens zeigte außer-
ordentliche Fähigkeiten zur Mobilisierung und Organisierung. Sie vereinigte 
im Kampf gegen den Neoliberalismus unterschiedliche Sektoren der Zivilge-
sellschaft und brachte ihre eigene politische Partei hervor. Bolivien ist auch 
das erste Land in Lateinamerika, in welchem der Führer einer indigenen Bewe-
gung zum Präsidenten gewählt wurde. 
In diesem Aufsatz wird die Entstehung der indigenen Bewegung in Bolivien 
und ihre Entwicklung zu einem neuen sozialen und politischen Akteur unter-
sucht. Im Zentrum stehen dabei die Fragen, welche Faktoren zum Sieg von 
Evo Morales bei den Präsidentschaftswahlen beigetragen haben und warum in 
der Vergangenheit indigene Volksparteien nicht in der Lage waren, auf natio-
naler Ebene Einfluss zu gewinnen. Um diese Fragen zu beantworten, wird der 
Entwicklung der indigenen Bewegung seit dem Übergang zur Demokratie in 
den frühen 80er Jahren und bis zu den Wahlen im Dezember 2005 nachge-
gangen. Insbesondere wird die Entstehung einer indigenen Partei und die Rol-
le der indigenen Bewegung während der sozialen Unruhen in den Jahren 2000 
und 2003 untersucht. Dabei wird deutlich werden, dass der Erfolg der indige-
nen Bewegung vor allem auf ihrer Doppelstrategie beruhte: einer strikten Op-
position auf der Straße und im Parlament. Weil starke Organisationen der so-
zialen Bewegung vor der Formierung politischer Parteien geschaffen wurden, 
konnte die indigene Bewegung ihre Autonomie auch in der Wahlarena behal-
ten. 
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Die Politisierung der ethnischen Spaltung 
Die Mobilisierung der indigenen Völker Lateinamerikas erfolgte in der Ver-
gangenheit auf der Basis von Klassenzugehörigkeit, Religion und revolutionä-
ren Überzeugungen, die der ethnischen Zugehörigkeit entgegengesetzt waren. 
Als Konsequenz wurde häufig festgehalten, dass sich die ethnischen Spaltun-
gen nur schwer politisieren lassen und dass die ethnische Zugehörigkeit nur 
einen vergleichsweisen geringen Einfluss auf die politische Landschaft Latein-
amerikas hat (Yashar 1998). Daher stellt die Entstehung starker Bewegungen, 
die sich auf indigene Identität und Rechte stützen, und die in so verschiede-
nen Ländern wie Mexiko, Guatemala, Ecuador und Bolivien auftreten, ein 
ganz neues Phänomen dar. Brysk (2000: 23) hat Identitätspolitik als eine ex-
plizite Anrufung charakterisiert, mit der Bewegungen und Kampagnen durch 
den Gebrauch von Identitätsmerkmalen als Symbolen sowie der Politisierung 
kultureller Praktiken eindeutig identifiziert werden können. Identitätspolitik 
liegt quer zu den üblichen politischen Achsen, die durch Klassen oder politi-
sche Parteien bestimmt sind, und sie stellt die Legitimation der dominanten 
politischen Institutionen und Regime in Frage. Auf einer solchen Grundlage 
haben indigene Bewegungen in einigen Ländern Lateinamerikas begonnen, die 
nationalen Projekte, die eine nationale Einheit durch die Assimilation der in-
digenen Bevölkerung erreichen wollten, zu attackieren.  
Als Teil eines korporatistischen Projektes haben viele lateinamerikanische Staaten 
die Assimilation in die dominierende mestizische Kultur dadurch vorangetrie-
ben, dass sie die indigene Bevölkerung als die Bauern der Nation konstituierte. 
Der Korporatismus diente als wichtiges Mittel, um Gruppeninteressen zu reprä-
sentieren und politische Forderungen zu kanalisieren (Collier 1995). Die Integra-
tion der indigenen Bevölkerung, sofern sie überhaupt erfolgte, war vor allem ü-
ber Landreformen vermittelt, die als fortschrittliche Maßnahmen verkauft wur-
den, um die indigenen Gemeinschaften von den repressiven und ausbeuterischen 
Formen der Kontrolle der Arbeit auf dem Lande zu befreien. Im Austausch ge-
gen den Zugriff auf Land, Kredite und Dienstleistungen wurde von der indige-
nen Bevölkerung erwartet, dass sie sich selbst als Bauern definieren. Die Refor-
men waren insoweit erfolgreich, dass sie die indigene Bevölkerung in Kleinbau-
ern verwandelte, die in kapitalistische Produktionsverhältnisse integriert waren 
(Hahn 1996). In einigen Fällen produzierten diese korporatistischen Maßnah-
men den unbeabsichtigten Effekt, dass sie die indigenen Gruppen in die Lage 
versetzten, kommunales Land zu kontrollieren und dadurch auf einer lokalen 
Ebene wieder indigene kulturelle Praktiken einzuführen. Während die indigene 
Bevölkerung gegenüber dem Staat den Status von Bauern annahm, behielt sie je-
doch innerhalb ihrer Gemeinschaften ihre indigene Identität (Yashar 1999). 
Eine der unmittelbaren Folgen der Hinwendung zur neoliberalen Politik war 
die Schwächung der korporatistischen Institutionen in Lateinamerika (Oxhorn 
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1998). Der neoliberale Diskurs propagierte die Ablösung korporatistischer, auf 
Klassenzugehörigkeit beruhender Integration zugunsten einer auf atomisierten 
Individuen beruhenden Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft. In dem 
Maße, in dem die bäuerlichen korporatistischen Organisationen ihren sozialen 
und politischen Einfluss verloren haben, wurde auch die Beziehung zwischen 
dem Staat und den indigenen Gemeinschaften rauher (Yashar 1999). Als Ant-
wort auf den sich wandelnden ökonomischen und politischen Kontext fand 
unter den indigenen Gruppen Lateinamerikas eine zunehmend Mobilisierung 
auf der Grundlage ethnischer Identität statt. 
 
Aufstieg und Niedergang des Katarismus 
In Bolivien wurde die indigene Bevölkerung als Resultat der Revolution von 
1952 etwa drei Jahrzehnte früher als in den Nachbarländern als Bürger mit 
allgemeinem Wahlrecht in das politische System integriert. Trotz ihrer Bürger-
rechte und obwohl sie die Mehrheit bildeten, litt die indigene Bevölkerung 
weiterhin unter Diskriminierung und politischer Manipulation (Ticona/Albó 
1997: 250). In ihrer Mehrheit fühlten sie sich wie Fremde im eigenen Land. In 
den 60er Jahren begann eine neue Generation von Aymaras (einem vor allem 
in Bolivien beheimateten indigenen Volk) in La Paz zu studieren, die sich zu-
nehmend mit der kulturellen Unterdrückung indigener Traditionen beschäftig-
ten. Sie wurden dabei vom ersten indigenen Theoretiker Fausto Reinaga inspi-
riert und gründeten das Kulturzentrum „15. November“. Der Name erinnerte 
an das Datum der Exekution des legendären Inka-Revolutionärs Túpaj Katari 
im Jahre 1781 durch spanische Kolonisatoren (Ticonona 2000: 44). Die neue 
indigene Ideologie, die sich in dieser Periode der ethnischen Bewusstwerdung 
herausbildete wurde „Katarismus“ genannt. Sie verband marxistische Analysen 
mit der Forderung nach indigenen Rechten. Allerdings begann der Katarismus 
nicht mit einer Klassenallianz entlang der mestizischen Kultur, er nahm seinen 
Ausgangspunk vielmehr bei einer ethnisch definierten indigenen Kultur, in 
welche klassenpolitische Fragen integriert wurden (Mallon 1992: 51). 
Neben dem Katarismus entstand in dieser Periode auch noch ein weiterge-
hender ethnizistischer Ansatz, der als „Indianismus“ bekannt wurde. Im Un-
terschied zum Katarismus, der eine Rekonstruktion des bolivianischen Staates 
entlang ethnischer Kriterien sowie ein Bündnis mit anderen politisch und so-
zial marginalisierten Gruppen anstrebte, war der Indianismus vor allem anti-
westlich ausgerichtet. Ihm ging es um die Trennung von allen nicht-indigenen 
Elementen, Ziel war die Rekonstruktion eines Bolivien (oder Kollasuyo) der 
Zeit vor der spanischen Eroberung (Albó 1996; Van Cott 2005). Sowohl der 
Katarismus wie auch der Indianismus versuchten die bäuerlichen und gewerk-
schaftlichen Strukturen, die nach der Revolution von 1952 von der nationalre-
volutionären Bewegung (MNR) aufgebaut wurden, für ihren Kampf zu benutzen 
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und explizit indigene Fragen zu thematisieren (Hurtado 1986; Ticona 2000).  
In den frühen 70er Jahren war der Katarismus bereits zu einer wichtigen poli-
tischen Kraft geworden. Das Tiwanaku-Manifest von 1973 gilt als der erste 
Versuch die kataristischen Vortellungen zu systematisieren. In dem Dokument 
wird die Unterdrückung indigener Kultur nicht nur als Resultat westlicher kul-
tureller und politischer Modelle angeprangert, sondern auch als Folge der Vor-
stellungen des MNR und der linken politischen Parteien (Ticona/Albó 1997: 
250). Anhänger des Katarismus innerhalb der von der Regierung geförderten 
Bauerngewerkschaften waren die ersten, die für gewerkschaftliche Autonomie 
und die Befreiung von der Vormundschaft der MNR und ihrer nationalistischen 
Ideologie eintraten. Die Entstehung der unabhängigen Bauernkonföderation 
CSUTCB im Jahre 1979 markiert das Ende des Paktes zwischen Militär und 
Bauern. Neue Formen der Interessenvertretung wurden gesucht. Die Wahlen von 
1978 und 1980 schufen schließlich den Raum für die Entstehung neuer politi-
scher Parteien, einschließlich einer vom Katarismus inspirierten (Albó 1993, 11).1 
Während die Anhänger des Indianismus die Indianische Tupaj Katari Bewe-
gung (MITKA) bildeten, sammelten sich die eher klassenorientierten Fraktio-
nen in der Revolutionären Tupaj Katari Bewegung (MRTK). Beide Parteien 
hatten bei den Wahlen aber nur geringe Erfolge. 1980 war die MITKA auf-
grund persönlicher Rivalitäten bereits in zwei Flügel zerbrochen (MITKA und 
MITKA-1). Aber auch von der konkurrierenden MRTK spalteten sich 1985 
und 1989 zwei Flügel ab. In den frühen 90er Jahren bildeten sich ohne größe-
ren Erfolg weitere kataristische Parteien (Van Cott 2005). Obwohl es dem Ka-
tarismus gelang ethnische Themen in den politischen Mainstream einzubringen, 
scheiterten aufgrund des Fehlens einer einheitlichen und starken Bewegung alle 
Versuche der Bildung einer starken indigenen Partei. Die einzige Ausnahme bil-
dete die von Víctor Hugo Cárdenas geführte MRTKL. In einer Wahlkoalition 
mit Gonzalo Sánchez de Lozada vom MNR gewann Cárdenas 1993 das Amt des 
Vizepräsidenten (vgl. Albó 1993 zu den Details dieser ungewöhnlichen Allianz). 
 
Indigene Bewegungen und die Suche nach Autonomie 
Die permanente Rückkehr zur Demokratie im Jahre 1982 brachte eine Periode 
intensiver Rivalitäten mit sich. Viele politische Parteien, insbesondere der Lin-
ken, warben aggressiv um die führenden Personen aus den Organisationen der 
Bauern und der Arbeiter. Diese waren in den vorangegangenen dreißig Jahren 
aufgrund von dessen klientelistischer und korporatistischer Praktiken eng mit 
dem MNR verbunden (Andolina 1999: 238). In einem Interview mit der Au-
                                                          
1  Die erste indigene Partei, die Indianische Partei (PI), war in den 60er Jahren von Fausto Rei-
naga gegründet worden. Allerdings hatte diese Partei eher symbolischen als realen Charakter, 
sie brachte es nie zu einer wirklichen Organisation und nahm auch nicht an Wahlen teil 
(Ticona 2000: 44).  
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torin, meinte Felipe Quispe, eine der gegenwärtigen Führungspersönlichkeiten 
der Aymara dazu: „Wir befreiten uns vom Militär, nur um dann von der Lin-
ken gefangen zu werden“ (Interview in La Paz, 16. März 2004). Die CSUTCB 
z.B. stand organisatorisch den Kataristischen Parteien nahe, während ihre Füh-
rer zu selben Zeit heimlich mit den Parteien der Linken vor allem der Demo-
kratischen Volksunion (UDP) verbunden waren (UDP) (Ströbele-Gregor 1994; 
Van Cott 2005). Mitte der 80er Jahre wurde die CSUTCB durch heftige Aus-
einandersetzungen zwischen ihren Mitgliedern erschüttert als konventionelle 
Parteien durch vertikale Machtbeziehungen die Kontrolle über einige ihrer 
Unterorganisationen erhielten. 
Die Infiltration der großen zivilgesellschaftlichen Organisationen durch die Par-
teien gefährdete die ideologische und organisatorische Einheit der entstehenden 
indigenen Bewegung (Lucero 2000: 184). In einem Versuch, dieser Tendenz ent-
gegen zu wirken, schlug die CSUTCB 1988 während ihres ersten außerordentli-
chen Kongresses vor, eine Versammlung der Nationalitäten einzuberufen, welche 
die indigenen Gemeinschaften und ihre traditionellen Strukturen landesweit zu-
sammenfassen sollte. Die neue Versammlung sollte 1992 eingerichtet werden als 
Höhepunkt eines Protestmarsches gegen 500 Jahre kolonialer Herrschaft. Aller-
dings sorgten sowohl Auseinandersetzungen zwischen den regional und ethnisch 
gespaltenen indigenen Gruppen über die Frage, wer in dieser Versammlung ver-
treten und wie die Vertretung organisiert sein sollte, als auch die Angst von an-
deren instrumentalisiert zu werden dafür, dass dieses Experiment beendet wurde, 
noch bevor es überhaupt begonnen hatte (Ticona 2000: 140). 
Während in den 90er Jahren die indigenen Organisationen des Hochlands ernst-
haft nach Möglichkeiten einer autonomen Organisation suchten, begannen die 
indigenen Gruppen des Tieflandes sich politischen Parteien anzunähern, ver-
suchten aber die Probleme der Kooptation und Manipulation zu vermeiden, mit 
denen die Hochlandorganisationen zu tun hatten. Die indigene Bevölkerung des 
Tieflandes hatte sich nie von der CSUTCB repräsentiert gefühlt, sie war ihnen zu 
gewerkschaftlich gewesen. 1982 hatten Gruppen aus dem Tiefland mit Unter-
stützung von NGOs ihre eigene regionale Organisation gegründet, die Konföde-
ration der indigenen Völker Boliviens (CIDOB), um ihre Territorien gegen die 
Interessen von Ranchern zu verteidigen. Nach Lucero (2002: 160) war die 
CSUTCB in der Welt der politischen und sozialen Linken geboren worden, 
während die CIDOB von Geburt an mit der Welt der NGOs und der entwick-
lungspolitischen Organisationen verbunden war.2 Der Staat und die meisten po-
litischen Parteien hatten die indigenen Gruppen des Tieflandes nicht erreicht, so 
dass sie ihre starke ethnische Identität behalten hatten. 
                                                          
2  Die lokale NGO, welche die indigenen Bauern des Tieflandes unterstützte, die APCOB 
spielte in dieser Region seit den 70er Jahren eine zentrale Rolle bei der Finanzierung und 
Förderung indigener Organisationen (Yashar 2005: 201). 
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Vom Staat und den meisten internationalen Einrichtungen wird eher die 
CIDOB als die CSUTCB als die zentrale indigene Organisation in Bolivien 
angesehen, da sie eine explizite ethnisch-kulturelle Agenda hat. Allerdings hat 
eine ideologische Diffusion zwischen Hochland und Tiefland dazu geführt, 
dass auch die Hochlandorganisationen den Diskurs des Tieflandes über Terri-
torien und Autonomie (statt über Land und Gleichheit) aufgenommen haben 
und sie ihre Agenda in Richtung indigener Probleme verschoben haben 
(Choque 2003: 36; Yashar 2005: 190). Seit seiner Gründung im Jahre 1997 
spielt der Nationale Rat für Ayllus und Markas (CONAMAQ) eine zuneh-
mend wichtiger werdende Rolle in der indigenen Bewegung des Hochlandes. 
Er unternimmt Anstrengungen indigene Gemeinschaften als ayllus unter ihren 
traditionellen Autoritäten den jilaqatas und mallkus wieder herzustellen (Choque/ 
Mamani 2003: 147). Die Entstehung von CONAMAQ führte zum Vorschlag 
(vgl. z.B. Lucero 2002: 167) in Bolivien, gestützt auf CONAMAQ und CIDOB, 
eine landesweite indigene Organisation zu gründen, etwa analog zur Konföde-
ration indigener Völker Ecuadors (CONAIE). Obgleich es für einen solchen Vor-
schlag noch zu früh sein mag, zeigen jüngste Entwicklungen doch die Mög-
lichkeit eine verstärkten Zusammenarbeit zwischen CONAMAQ und CIDOB. 
So arbeiten beide Organisationen gemeinsam als Berater im neu geschaffenen 
Ministerium für indianische Angelegenheiten zusammen (MAIPO 2004). 
 
Die erneute Entstehung indigener Parteien 
Das 1994 in Kraft getretene Gesetz über die Partizipation des Volkes (LPP) und 
die damit verbundene Dezentralisierung auf kommunaler Ebene brachte die in-
digenen Führungspersönlichkeiten dazu, erneut über die Gründung eigener 
Wahlorganisationen nachzudenken (Mayorga 2005: 66; Van Cott 2003: 14-15). 
Das LPP war eines von mehreren Gesetzesvorhaben, die unter der Koalitionsre-
gierung von Präsident Lozada (MNR) und Vizepräsident Cárdenas (MRTKL) da-
zu dienen sollten, unter dem Mantel eines multikulturellen Staates die indigenen 
Völker in das politische und ökonomische Leben des Landes zu integrieren 1997 
(Lucero 2002, 174-175; MACPIO 2000, 98-102). Außer der erstmaligen Einfüh-
rung von direkten Kommunalwahlen, wurde durch das Gesetz auch den traditi-
onellen Organisationsformen, bei denen die indigene Bevölkerung ihre eigene Ver-
waltung bestimmt, unter der Bezeichnung territoriale Basisorganisationen (OTB) 
ein legaler Status zugesprochen (Ticona/Albó 1997: 280; Van Cott 2003: 21). 
Eine der ersten Gruppen, die Vorteile aus der neuen Wahlgesetzgebung zogen, 
war die Bewegung der Kokabauern der Region Chapere im Hochlanddepart-
ment von Cochabamba. Der Zusammenbruch von Boliviens Zinnindustrie 
Mitte der 80er Jahre führte dazu, dass viele ehemalige Minenarbeiter in Cha-
pere mit dem Kokaanbau begannen, was ein gutes Einkommen versprach 
(Crabtree/Duffy/Pearce 1987). Der Radikalismus, für den die Minenarbeiter 
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bekannt waren, fand auch schnell Eingang in die starke und gut organisierte 
Bewegung der Kokabauern, die vor allem aus Ketchua Indianern bestand. Ge-
gen die von den USA durchgesetzten Zerstörungen der Kokafelder verteidigten 
die Bauern den Kokaanbau als Teil der indigenen Kultur und Tradition (Yas-
har 2005, 185).3 In den 90er Jahren war der unbestrittene Führer der Koka-
bauern, der langjährige indigene Gewerkschaftsaktivist Evo Morales. 1995 be-
schloss die Bewegung als Versammlung für die Souveränität der Völker (ASP) 
zu den Kommunalwahlen anzutreten. Da es Probleme mit der Registrierung 
gab, trat die ASP unter dem Dach der Vereinigten Linken (IU) an und gewann 
bei den Kommunalwahlen 1995 eine Reihe von Bürgermeisterämtern und 
zahlreiche Gemeinderatssitze. Bei den nationalen Wahlen 1997 erreichte die 
ASP 3.7 % der gesamten Stimmen (Romero 2003; Van Cott 2005). 
Im Jahre 1999 verließen Evo Morales und seine Anhänger aufgrund von 
Spannungen mit Alejo Véliz, einem rivalisierenden Parteiführer, die ASP, um ei-
ne neue und letztlich erfolgreichere Partei zu gründen, die Bewegung für den So-
zialismus – Politisches Instrument für die Souveränität der Völker (MAS-IPSP) 
(Van Cott 2005). Die MAS sollte als politischer Hebel für soziale Bewegungen 
dienen, sie orientierte sich sowohl an den Belangen der Arbeiter und Arbeiterin-
nen als auch an denen der indigenen Bevölkerung (Mayorga 2005: 65).  
Die MAS vertritt eine Mischung aus traditionell indigenen Vorstellungen, 
Marxismus, Che-Guevara-Ideen und Ideen aus der Befreiungstheologie (so der 
MAS Vertreter Ivan Morales in einem am 17. Februar 2004 von der Autorin 
geführten Interview). Das Programm der Partei richtet sich auf die Konstrukti-
on eines neuen Boliviens, das auf der Identität, den Werten und dem Weltbild 
seiner indigenen Bevölkerung beruht. Unter anderem fordert die MAS die Ver-
staatlichung der großen Industrie, die Selbstverwaltung der Betriebe durch die 
Arbeiter und Arbeiterinnen, das Ende der Zerstörung der Kokafelder und die 
Landverteilung an indigene und bäuerliche Gemeinschaften (MAS 2001). 
Boliviens andere indigene Partei, die Indigene Pachakuti Bewegung (MIP) ent-
stand ebenfalls in den 90er Jahren. Der MIP Führer Felipe Quispe, bekannt 
als ‚El Mallku’ (der Kondor), ist einer der aktivsten Anhänger des Indianismus 
(Sanjinés 2002). Quispe war in den späten 70er Jahren Generalsekretär der in-
dianistischen Partei MITKA. Nach dem Ende dieser Partei verschrieb sich 
Quispe dem bewaffneten Widerstand und gründete 1989 die Tupaj Katarj 
Guerilla Bewegung (EGTK). 1992 wurde er gefangen genommen und verbrach-
te fünf Jahre im Gefängnis (Democracia Representación 2004: 10). 1998 wurde 
er zum Sekretär der CSUTCB gewählt, in der sich damals Evo Morales und 
Alejo Véliz als konkurrierende Führungspersonen gegenüber standen. Dies 
                                                          
3  Der Kokaanbau hat in Bolivien eine jahrhundertelange Tradition. Die Kokapflanze wird von 
den indigenen Völkern als heilig betrachtet, sie wird für religiöse Zeremonien und im Hoch-
land auch im Alltag als Mittel gegen Hunger und zur Linderung von Krankheiten eingesetzt.  
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konnte Quispe ausnutzen, seine eigene Position festigen und die CSUTCB in 
eine etwas radikalere Richtung drängen (Van Cott 2005).4 Allerdings führte 
Quispes autoritärer Führungsstil bald zur Entfremdung von einem großen Teil 
der bäuerlichen Aktivisten, aus dem Umfeld von Evo Morales und der MAS. 
Im Jahre 2001 wählten die Dissidenten aus der CSUTCB auf einem nicht au-
torisierten Kongress Román Loayza als Sekretär (Laserna 2002, 23; La Razón 
2003). Obwohl Quispe als legitimer Führer CSUTCB anerkannt ist, haben die 
internen Konflikte die Effektivität der Organisation erheblich beeinträchtigt. 
Im November 2000 kündigte Quispe auf den alten Ruinen von Tiwanaku die 
Gründung einer neuen Partei an, der Indigenen Pachakuti Bewegung (MIP), 
die ausschließlich die Interessen der indigenen Bevölkerung des Landes reprä-
sentieren sollte. Quispe zufolge war die Entscheidung am Wahlprozess teilzu-
nehmen die Forderung der Basis, während er selbst die bewaffnete Revolution 
vorgezogen hätte, welche eher auf der Linie seiner Vorfahren gelegen hätte (so 
äußerte er sich in einem von der Autorin am 16. März 2004 in La Paz geführ-
ten Interview). In der von Quispe bei der Parteigründung gehaltenen Anspra-
che hieße es (Polémica 2001: 61): 
„Hier und heute setzen wir ein Ende, wir folgen nicht mehr den politischen Parteien der Wei-
ßen, wir hören für immer damit auf, Aktivisten und Anhänger der Parteien der Weißen zu sein 
... und deshalb haben wir die Indigene Pachakuti Bewegung geschaffen, dies wird unser poli-
tisches Instrument sein. Mit diesem Instrument werden wir kämpfen und siegen, mit diesem 
Instrument werden wir Kollasuyo regieren.“ 
Damit war die MIP eine der wenigen indigenen Parteien Lateinamerikas, die 
einen Staat innerhalb des Staates für die indigene Bevölkerung forderte. 
 
Proteste und Konzepte 
Die indigene Bewegung Boliviens war ein Instrument, um unpopuläre öko-
nomische Reformen zu blockieren. Sie organisierte landesweite Aktionen, die 
diesem Ziel dienten. Der siegreiche „Wasserkrieg“ im Jahr 2000 war die erste 
in einer Serie von zivilgesellschaftlichen Erhebungen, die schließlich einen 
Bruch innerhalb des politischen Systems hervorriefen, der letztlich die Tür da-
für öffnete, dass in Bolivien zum ersten Mal ein Indigener zum Präsidenten 
gewählt wurde (Bonifaz 2004: 15). Das Epizentrum des bolivianischen Was-
serkrieges war die Stadt Cochabamba, wo sich ein ganzer Zyklus von Protest-
aktivitäten daran entzündete, dass die städtischen Wasserwerke an Aguas del 
Tunari verkauft wurde, ein multinationales Konsortium, das von der großen 
kalifornischen Technologiefirma Bechtel kontrolliert wurde. Bereits einige 
Wochen nach der Privatisierung hatten sich in einigen Fällen in Cochabamba 
                                                          
4  So organisierten Quispe und die CSUTCB im September 2000 Protestaktionen, die Stra-
ßenblockaden und landesweite Demonstrationen umfassten und die Regierung schließlich 
zu einer Reihe von Zugeständnissen zwang (vgl. Laserna 2002).  
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die Wasserpreise um 300 % erhöht (Schultz 2000: 44). Die öffentliche Entrüs-
tung über die völlig unverantwortlichen Regelungen, die mit dieser Privatisie-
rung einher gingen, verbreitete sich rasch auch in anderen Teilen des Landes. 
Zivilgesellschaftliche Gruppen in ganz Bolivien begannen nicht nur gegen die 
Wasserpolitik zu protestieren, sondern auch gegen die allgemeine Richtung der 
ökonomischen Politik der Regierung. Angesichts einer massiven sozialen Revolte 
löste die Regierung von Hugo Banzer im April 2000 den Vertrag mit Aguas del 
Tunari.5 Die Renationalisierung von Cochabambas Wassersystem und die Ände-
rung des Gesetzes Nr. 2029 über Trinkwasser und grundlegende sanitäre Anlagen 
stellen ein Schlüsselereignis in der Evolution des landesweiten Protestes dar (La-
serna 2002: 15). Der bolivianische Wasserkrieg zeigte wie schwach der Staatsap-
parat gegenüber dem organisierten Protest der Zivilgesellschaft war. 
Wie beeindruckend die Resultate des bolivianischen „Wasserkrieges“ auch sein 
mögen, zumindest dem Umfang nach wurde er vom „Gaskrieg“ übertroffen, 
der im Oktober 2003 stattfand und der zum Rücktritt von Präsident Gonzalo 
Sánchez de Lozada führte. Die Unruhen, die 59 Zivilpersonen das Leben kos-
teten, zeigen die Erschöpfung des neoliberalen Modells an, das in Bolivien seit 
1985 am Werke war (Suárez 2003: 15). Der unmittelbare Anlass der Krise war 
die Entscheidung der Regierung Gas über Chile an die USA zu verkaufen. Das 
Thema Gas mag der auslösende Faktor der Unruhen gewesen sein, den massi-
ven Protesten lagen aber andere Faktoren zugrunde: die enormen sozialen 
Kosten der orthodoxen neoliberalen Politik, die Kontrolle strategischer Sekto-
ren der Wirtschaft durch das transnationale Kapital und der Legitimationsver-
lust der demokratischen Institutionen des Landes (Bonifaz 2004: 8). Die Krise 
machte deutlich, dass die politische Klasse überhaupt nicht mehr mit der Zi-
vilgesellschaft verbunden war. Das Ansehen der traditionellen politischen Par-
teien Boliviens, des MNR, der ADN und des MIR, die sich seit der Rückkehr 
zur Demokratie im Jahre 1982 an der Regierung ablösten, war durch ihr ei-
gennütziges Verhalten und ihr Desinteresse an den nationalen Belangen in ei-
ner nicht wieder gut zu machenden Weise beschädigt worden (Albó 2004: 64). 
Somit halfen die Ereignisse vom Oktober 2003, die Oppositionsparteien MIP 
und MAS ins nationale Rampenlicht zu rücken. 
 
Die historischen Wahlen von 2005 
Am 18. Dezember 2005 machte Evo Morales Geschichte: Als Kandidat der 
Bewegung für den Sozialismus (MAS) wurde er mit 53,7 % der Stimmen zum 
ersten indigenen Präsidenten gewählt. Dieser Höhepunkt in der Geschichte 
der indigenen Bewegung Boliviens kündigte sich bereits durch die Erfolge in-
                                                          
5  Daraufhin verklagte Bechtel beim Handelsgerichtshof der Weltbank Bolivien auf 50 Millio-
nen Dollar Schadenersatz. Allerdings ließ Bechtel diese Klage nach massiven internationalen 
Druck am 19. Januar 2006 fallen (Shultz 2006). 
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digener Parteien bei den nationalen Wahlen von 2002 an. Diese Wahlen 
machten die ethnisch-kulturellen Spannungen in der bolivianischen Zivilgesell-
schaft wie auch innerhalb der politischen Klasse deutlich, die seit dem Übergang 
zur Demokratie mehr oder weniger verdeckt gewesen waren (Mayorga 2005, 
64). Die MAS und die MIP brachten nicht nur eine ethnische Spaltung zum 
Ausdruck, sie führten auch zu einer klaren Trennung zwischen denen, die das 
neoliberale Modell unterstützten und denen, die es ablehnten. Die seit 2002 
gewonnene Stärke der MAS veränderte die politische Geographie des Landes 
(Mayorga 2005: 68). Obwohl die MIP im Vergleich zur MAS viel schlechter 
abschnitt, waren ihre Ergebnisse bei den Wahlen 2002 erheblich besser als die 
von allen „indianistischen“ Parteien in sämtlichen Wahlen zuvor. Bei den 
Wahlen im Dezember 2005 gewann der MIP allerdings nur 2,2 % der Stim-
men, so dass die Zukunft der Partei unklar ist. 
Als Folge davon, dass sich Boliviens indigene Bewegungen auf die Teilnahme 
an Wahlen eingelassen haben, ist das gegenwärtige Parlament das ethnisch und 
sozioökonomisch heterogenste in der Geschichte des Landes. Zum ersten Mal 
seit langer Zeit sind Politiker wieder direkt mit sozialen Bewegungen und ihren 
Organisationen verbunden. Vertreter der MAS sind zugleich Gewerkschaftsfüh-
rer, die weiterhin an Streiks, Blockaden und Protestmärschen beteiligt sind. Zu-
sätzlich zur Teilnahme an den Kämpfen außerhalb des Parlaments haben die 
Vertreter der indigenen Parteien die Taktiken der sozialen Bewegungen auch in 
das Parlament eingeführt, indem sie an Hungerstreiks teilnehmen und zu De-
monstrationen aufrufen, wenn ihre politischen Projekte niedergestimmt werden. 
Die bislang vernachlässigten Belange der Bevölkerung werden dadurch auf die 
Tagesordnung des politischen Systems gesetzt. Damit entsteht die Möglichkeit, 
dass die Regierung endlich auf die Bedürfnisse der bisher marginalisierten Grup-
pen eingeht und sich deren Anteil am demokratischen Prozess verbessert. 
 
Fazit 
Indigene Bewegungen gewinnen in den lateinamerikanischen Demokratien ei-
ne zunehmende Bedeutung. Sie organisierten landesweite Streiks und Proteste, 
und blockierten unpopuläre ökonomische Reformen, sie stürzten korrupte Po-
litiker und in einigen Fällen haben sie ihre eigenen politischen Parteien ge-
gründet, die darauf abzielen, die Macht innerhalb des Staates zu erlangen. Die 
indigene Bewegung Boliviens entstand in den 1980er Jahren mit einer stark 
oppositionellen Ausrichtung. Ohne gut organisierte und autonome indigene 
Bewegungen wären die „kataristischen“ Parteien, die beim Übergang zur De-
mokratie entstanden sind, sehr schnell untergegangen. Die Kooptation und 
Manipulation der indigenen Bewegungen, die in den 1980er vor allem von 
Seiten der oppositionellen Linken stattfand, schränkte allerdings die Möglich-
keiten von einheitlichen Aktionen und die Fähigkeit der indigenen Organisa-
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tionen ihre eigenen politischen Konzepte zu entwickeln, erheblich ein. In die-
ser Zeit war die indigene Bewegung in zwei Flügel gespalten: einen, der eher 
revolutionäre, auf der Klassenstruktur beruhende Vorstellungen hatte und ei-
nen, der eine stärker ethnizistische Ideologie vertrat.  
Der Erfolg, den die indigenen Parteien seit den späten 1990er Jahren hatten, 
verdankte sich zu einem großen Teil der organisatorischen und ideologischen 
Autonomie, welche die indigenen Bewegungen inzwischen gewonnen hatten 
sowie deren Fähigkeit unterschiedliche Teile der Bevölkerung im Kampf gegen 
den Neoliberalismus zu vereinen, indem Forderungen und Ansprüche, die auf 
Klassenpositionen beruhten, mit solchen kombiniert wurden, die eine ethni-
sche Grundlage hatten. Was jedoch einmal das Vermächtnis des ersten indige-
nen Präsidenten Lateinamerikas sein wird, ist heute noch ungewiss. 
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